Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksache Nr. 908 


Mündlicher Beridit 

des Ausschusses für Geld und Kredit 
(12. Ausschuß) 


über den Entwurf eines Gesetzes über eine vorüber- 
gehende Erweiterung der Geschäfte der Hypotheken- 
und Schiffspfandbriefbanken 

- Nr. 545 der Drucksachen - 


Berichterstatter : 
Abgeordneter Wackerzapp 


Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf mit der aus der nachstehenden Zusammen- 
stellung ersichtlichen Änderung, im übrigiui unverändert gemäß 
der Vorlage zuzustimmen. 


Bonn, den 4. Mai 1950 


Der Ausschuß für Geld und Kredit 
Scharnberg Wackerzapp 

Vorsitzender Berichterstatter 


bruck; Buckdruckerei B.. Madel, Bonn, ArgeländerstraBe 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30 
und Wiesbaden, Nietzschestraße t 



Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes über eine vorübergehende 
Erweiterung der Geschäfte der Hypotheken- und 
Schiffspfandbriefbanken 

- Nr. 545 der Drucksachen - 

mit dem 

Beschluß des 12. Ausschusses 


Entwurf 

§ 1 

(1) Hypothekenbanken und 
Schiffspfandbriefbanken dürfen 
außer den in §5 des Hypotheken- 
bankgesetzes und § 5 des Schiffs- 
bankgesetzes genannten Geschäf- 
ten bei [der Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau und mit Zustimmung 
der Aufsichtsbehörde bei anderen 
Kapitalsammelstellen Darlehen 
zwecks Gewährung hypothekarisch 
gesicherter Darlehen aufnehmen 
und für sie Sicherheiten bestellen. 

(2) Verträge über die Aufnahme 
von Darlehen nach Absatz 1 dür- 
fen nur bis zum 31. Dezember 
1955 geschlossen werden. 


Beschluß des 1 2. Ausschusses 

§ 1 

(1) Hypothekenbanken und 
Schiffspfandbriefbanken dürfen 
außer den in §5 des Hypotheken- 
bankgesetzes und § 5 des Schiffs- 
bankge^etzes genannten Geschäf- 
ten bei der Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau und mit Zustimmung 
der Aufsiditsbehörde bei anderen 
Kapitalsaminelstcllen Darlehen 
zwecks Gewährung hypothekarisch 
gesicherter Darlehen aufnehinen 
und für sie Sicherheiten bestellen. 

(2) Verträge über die Aufnahme 
von Darlehen nach Absatz 1 dür- 
fen nur bis zum 31. Dezember 
1953 gesdilosscn werden. 



